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Rechtssatz 

Es können zwar verschiedene Formen der geschlechtsspezifischen Verfolgung auch unter dem Aspekt der 
Zugehörigkeit der Verfolgten zu einer bestimmten sozialen Gruppe beurteilt werden, damit darf aber nicht das 
Auslangen gefunden werden. Der UNHCR hat in seiner "Richtlinie zum internationalen Schutz: 
Geschlechtsspezifische Verfolgung" im Zusammenhang mit Artikel 1 A (2) des Abkommens von 1951 bzw. des 
Protokolls von 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (7. Mai 2002) zutreffend darauf hingewiesen, dass 
die befürchtete Verfolgung in vielen geschlechtsspezifischen Fällen auf einem oder mehreren 
Konventionsgründen beruhen kann. Der mögliche Konventionsgrund der Zugehörigkeit zu einer sozialen 
Gruppe darf dabei nicht den Blick auf andere anwendbare Gründe wie etwa Religion oder politische 
Überzeugung verstellen, welche die Zuerkennung von Asyl rechtfertigen können. 
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